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SPD--Machthaber _im SEü-G-ewanc ,_ 

SPD 
Wer die Reden Drc Schumachers und anderer sozialdemokratischer Partei- 
führer verfolgt> hört immer wieder von der Unterdrückung.; der die SPD 
in der sowjetischen ßesatzungszone ausgesetzt ist, Gewiss, die SPD ist 
dort verboten, und zahlreiche ehrliche Sozialdemokraten schmachten im 
Konzentrationslager.. Es ist aber eine ebenso unbestreitbare Tatsache, 
dass sich ein beträchtlicher Teil jener., die heute dort den offiziellen 
SED-Terror ausüben, aus ehemaligen führenden SPD-Punktionaren zusammen- 
setzt,. 
Die Liste dieser einstigen*Schumacherleute beginnt mit dem klingenden 
Namen Grotewohls. Er und Max Fechner gehören dem Zentralkomitee der 
SED an Fechner ist auch Präsident der Justizverwaltung, i^rion Gmifke 
als früheres Vorstandsmitglied der SPD wird man nicht vergessen dürfen. 
Friedrich Ebert ist Präsident des Magistrats für Ostbenin und war 
Landtagspräsident in Brandenburg, Josef Orlopp ist Präsident der Haupt- 
verwaltung für Interzonen- und Aussenhandel in der DWK, und Generaldir- 
rektor Willi Kreikemeyer hat anlässlich des Berliner Msenbahnerstreiks 
eine solche »Berühmtheit- erlangt, dass sich jeder weitere Kommentar 
erübrigt Den Reigen vervollständigen massgebliehe Führer des kommuni- 
stischen' FDGB: Hermann Schlimme. Bernhard Döring,. Helmut Lehmann, Karl 
Litke und Walter Maschke, Sie alle waren einst Funktionäre der SPD und 
zählen heute zu den massgebenden SEDisten, 

In der sowjetischen Besatzungszone'gibt es aber auch noch eine ganz be- 
trächtliche Anzahl ehemaliger oder noch amtierender Minister und Land- 
tagspräsidcnten aus der Reihen der SPü; so Ministerpräsident Karl 
Steinhoff in Brandenburg, Ministerpräsident Wilhelm Hooker in Mecklen- 
burg, Robert Sievert, stellvertretender Ministerpräsident und Innenmi- 
nister von Sachsen-Anhalt, der verstorbene Ministerpräsident von Sach- 
sen Dr Friedrichs, Alterspräsident des .Brandenburgischen .Landtages 
Georg Schöpflin, Präsident des sächsischen Landtages uti.o Buohwitz, 
Landwirtschaftsminister von Mecklenburg Bernhard Quandfc, ^lrtsohatts- 
minister vor: Thüringen Willi Hüttenrauch, Wirtsonaftsminister von 
Sachsen-Anhalt Willi Dieker- 
Als Wilhelm Pieck am 3 ' oanuar 1946 seinen ?oc Geburtstag feierte, er- 
griff Otto Grotewohl mit grosser Gesxe P^ecks. Rechte, wobei er pathe- 
tisch ausrief; "Blut will zu Blut** Vielleicht war er sien dabei gar 
nicht bewusst, wie sehr er der Wahrheit, Zeugnis gabt Tatsache aber ist, 
dass heute ein guter Teil .des SED-Terrors von Leuten ausgeübt oder ge- 
deckt wircl; "die ihrer Vergangenheit nach eigentlich Dr, Schumacher weit 
näher stehen müssten als Herr Pieck.. 
Im übrigen weiss vielleicht Dr: Schumacher über die Dinge zwischen Elbe 
und Oder-Neisse nicht ganz verlässlich Bescheid, denn er hat diese Zone 
ja nur - von aussen kennengelernt, Er konnte sich jedoen bei anderen 
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deutschen Politikern,   die mitten  im Kampfgebiet   ihren Mann standen - 
etwa bei  Jakob Kaiser - sichere Auskunft  verschaffen, 

Akt ive «JljNffB jpfffljb 
JUNGE UNfÖN 
_ Deutschland-Kongress_am _3.^Juli in.Oberhausen. 

Die Landesversitzende der JUISgBN...UNION traten am 2o./21 v Juni in S":'- 
nigswinter zu einer Arbeitstagung zusammen, die haupisach'-lich^der Vor- 
bereitung der kommenden Bundeswahlen gewidmet war. Im Hinblick darauf, 
dass gerade die junge Generation eine echte Beziehung zum künftigen 
Staat finden muss, wurde nochmals nachdrücklich darauf hingewiesen, 
dass möglichst viele Kandidaten der JUNGEN UNION von der GDU für den 
Bundestag herausgestellt werden. Gerade die JUNGE UNION als die aktive 
Arbeitsgemeinschaft junger christlich gesinnter politischer Kräfte 
verfügt dauk ihrer bisherigen intensiven Arbeit in vielen Landesver- 
bänden über geeignete Kandidaten aus allen Ständen unseres Volkes, Es 
wurde beschlossen* diese Gesichtspunkte den einzelnen Landesverbänden 
der CuU in Deutschland nochmals besonders nahe zu bringen. 

Aus der Besprechung der organisatorischen Vorbereitungen für die be- 
vorstehenden Wahlen ergab sich, dass die JUNGE UNION sich im kommen- 
den Wahlkampf stärkstens einsetzen und auf breiter Front ihre poll- 
tisch.^nBewährungsprobe ablegen wird. Als Auftakt für die Wahl wird 
die JUNGE UNION am 3. Juli in Oberhausen (Rhld.) einen Deutschland- 
Kongress abhalten, der unter dem Gesichtspunkt "Unsere Aufgabe* Deutsch' 
land" sich besonders mit dem wollen der JUNGEN UNION auf den Geboten 
der Sozial- und Staatspolitik befassen wird. Die Zusammenkunft in Ko- 
nigswinter gab deutlich zu erkennen, dass in der JUNGEN UNION Ueatsoh- 
lands starke innere Kräfte vorhanden sind, die zur Überwindung mancher 
noch bestehenden Übergangsformen in Dichtung auf eine stabilere poli- 
tische Arbeit auf Bundesebene drängen. Es steht zu erwarten, dass der 
bevorstehende Deutschland-Kongress der JUNGEN UNION einen neuen ab- 
schnitt in ihrer Entwicklung einleiten wird. 
Bei dor Tagung wurde das Auseinanderfallen des Volkes in zwei Lager 
als Folge der Entnazifizierung schmerzlich bedauert. Die für die Po- 
litik der JUNGEN UNION verantwortlichen Persönlichkeiten fordern ein- 
mütig die Beseitigung aller abwegigen und überholten Massnahmen und 
die Beschränkung aller Strafen auf wirklich schwere Falle. Der Aufbau 
der kommenden Bundesrepublik  setzt eine auf der Gleichheit aller 
Bürger aufgebaute Gemeinschaft des Volkes voraus. Die JUNGE UNION 
fordert von den verantwortlichen Staatsmännern, dass diese nachdrück- 
lich angestrebt und verwirklicht wird, 

CDU Nordrhein-Westfalen ürotestiert 

Aas -der' ÜnTon 
Der Landesverband der CDU Nordrhein-Westfalen befasste sich auf einer 
Sitzung in Bonn mit der Aufstellung der Kandidaten fur den Bundestag, 
Man wird sich darüber einig, dass die Landtagsfraktion nicht durch 
die Aufstellung von Landtagsabgeordneten für die Bundeslisten ge- 
schwächt werden soll. Gegen die von Innenminister Menzel (SPD) aufge- 
stellte Wahlkreisordnung'soll Einspruch erhoben werden, da diese Ord- 
nung zugunsten der SPD beeinflusst worden sei. 

Adenauerjcandidiert in_Bonn 

Aus der Union 
Bonner CDU-Kreise sind darüber unterrichtet worden, dass Dr. Konrad 
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Adenauer sieh dafür entschieden hat; für die Wahl zum Bundestag im 
Wahlkreis Bonn Stadt und Land zu kandidieren,. Dem CDU-Vorsitzenden 
war die Kandidatur ausserdem in Stadtkreis Köln und im Sieg-Kreis an- 
geboten worden.. Man erwartet*, dass sich Oberdirektor Dr.Pünder in 
einem der zwei Wahlkreise von Köln und Jakob Kaiser in Essen aufstel- 
len lassen, Wirtschaftsdirektor Prof, Erhard, der für die ODU kandi- 
dieren wird.; hat sich noch nicht für einen Wahlkreis entschieden, 

Planwirtsohaft_oder Marktwirtschaft?^ 

Berlin 

Der mit der Aufhebung der Blockade Berlins  von der SPD eingeleitete 
Kampf um die Durchführung planwirtschaftlicher Zielsetzungen in Gross- 
Berlin neigt sich dem Ende zu, Die CDU hat sich in diesen •Auseinander- 
sr-tzun^f Nachdrücklich für die soziale Marktwirtschaft eingesetzt, und 
die Privatwirtschaft verlangte stürmisch nach deu gleichen Wirtschafts« 
methoden, die sich im Westen bewährt haben. Der Besuch von Prof, Dr. 
Erhard in Berlin bedeutet einen Wendepunkt in diesen Auseinanderset- 
zungen insofern,, als die von Westdeutschland bereitgestellten Kredite 
künftig nicht mehr in erster Linie zum Ausgleich des städtischen Haus- 
haltsplanes gegeben,, sondern über die Bankunternehmen direkt der Wirt- 
schaft zugeleitet werden.. In einer Mitarbeiterkonferenz der Westber- 
liner CDU liess Prof.., Erhard keinen Zweifel darüber, dass es an der 
Zeit sei, die verfügbaren Gelder in der Produktion anzulegen.. Er be- 
tonte: "Wir werden die Milliarde,, die wir nur einmal ausgeben können, 
in Zukunft weniger über den Magistrat als über die Bankunternehmen der 
Wirtschaft leiten," Es dürfe nie wieder dazu kommen, dass der ehrliche 
Verdiener den Segen des Schalterbeamten brauche, um zu seinen Gütern 
zu kommen, 
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